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Julian Nida-Rümelin, München 

Plädoyer für eine radikale Neuordnung  
der europäischen Institutionen1 

Gute Politik beginnt mit einer ungetrübten Sicht auf die Realität. Zu dieser 
Realität gehört: Das Europa des großen Visionärs, Strategen und Admi-
nistrators Jean Monnet ist am Ende. Dies hat spätestens die Entwicklung 
der letzten Monate offenkundig gemacht. Das Europa Monnets und de 
Gasparis, Adenauers und de Gaulles hatte eine Vision: Nie wieder Krieg in 
diesem von Konflikten gebeutelten Kontinent. Diese Vision ist Realität 
geworden. Zwischen Mitgliedern der Europäischen Union hat es nie Krieg 
gegeben und wird es nie wieder Krieg geben. Dies ist eine gewaltige Errun-
genschaft, was sich schon daran ermessen lässt, dass ein hohes Maß an 
ökonomischer, sozialer und kultureller Interpendenz allein Kriege nicht 
verhindert, wie die grausamen »neuen« und »alten« Kriege auf dem Bal-
kan gezeigt haben. Friede in Europa ist keine Selbstverständlichkeit, gerade 
deshalb ist die Sicherung des Friedens die größte historische Leistung der 
europäischen Integration. 

Jean Monnet hielt – vermutlich zu Recht – die Völker Europas nach 
dem Zweiten Weltkrieg noch nicht für reif, um Europa als neue Identität 
anzunehmen, die die Nation überwölbt und am Ende möglicherweise 
aufhebt. Das Werk fein ziselierter europäischer Verträge beginnt Mitte der 
1950er-Jahre in Rom, es gilt zu verhindern, dass der niedergerungene 
Riese in der Mitte Europas wieder zu einer Bedrohung wird. Die europäi-
sche Kontrolle der Montan- und der Atomindustrie sollte dem ebenso 
vorbeugen wie ein gemeinsamer Wirtschaftsraum (EWG). In keinem der 
Gründungsverträge ist von Frieden, von gemeinsamer Bildungstradition 
und kultureller Identität die Rede, aber Jean Monnet und die entstehende 
europäische Bürokratie glaubten an die Eigendynamik fein austarierter 
Verhandlungsprozesse zwischen den beteiligten Staaten: Ein Schritt sollte 
dem nächsten folgen und so die europäische Integration vertiefen, ohne 
dass man sich über den Status der Mitgliedsländer, über das Verhältnis 
nationaler und europäischer Gesetzgebung und vor allem über das Ziel 
dieses Prozesses verständigen musste. 

Das ist lange gut gegangen, aber spätestens mit der Entscheidung nach 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes, die EU zu erweitern, ohne sie zuvor zu 
vertiefen, gerät dieser Prozess ins Stocken. Das neu aufgenommene Mit-
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glied Polen erklärt, dass es fürderhin nicht bereit sei, weitere Souveräni-
tätseinbußen in Kauf zu nehmen, Großbritannien hat im Osten Europas 
starke Verbündete gewonnen. An dieser Stelle werden manche einwerfen, 
es sei schon die Aufnahme Großbritanniens gewesen, die den weiteren 
Integrationsprozess ins Stocken gebracht habe – völlig falsch ist das nicht: 
Die britischen Regierungen waren unabhängig von ihrer parteipolitischen 
Färbung strikt gegen jede Sozialagenda der Europäischen Union und 
lehnten Einbußen nationaler Souveränität ebenso ab wie den Aufbau einer 
europäischen Verteidigungsgemeinschaft. 

Angekündigt war vonseiten der Europäischen Kommission, den Prozess 
der Erweiterung mit dem der Vertiefung zu verbinden. Das war ein from-
mer Wunsch, fernab jeder politischen Realität. An die Stelle einer instituti-
onellen Vertiefung tritt das Projekt einer gemeinsamen Währung ohne 
institutionelle Stütze. Wer damals für die gemeinsame Währung ohne 
institutionell verankerte Fiskalunion war, verfügte nicht über die in der 
Politik unverzichtbare ökonomische Urteilskraft. Die konsequent europäi-
sche Orientierung von Helmut Kohl, aber auch seines Finanzministers 
Theo Waigel nötigen Respekt ab, aber bei beiden fehlte gerade dies, näm-
lich ein Verständnis für ökonomische Zusammenhänge, das hatten sie 
schon im wirtschafts- und finanzpolitischen Vollzug der deutschen Einheit 
allzu deutlich werden lassen. Zehn Jahre nach der Einführung des Euro 
ohne Fiskalunion, ohne institutionelle Basis, ohne transnationale Steue-
rungsinstrumente kommt es zu einer schweren Refinanzierungskrise meh-
rerer europäischer Mitgliedsländer, die bis heute nicht beigelegt ist. Diese 
Refinanzierungskrise wurde vorbereitet durch den anhaltenden Bruch der 
Kriterien des Maastricht-Vertrages durch eine Mehrheit der europäischen 
Mitgliedsländer, ausgelöst durch die massive zusätzliche Belastung der 
staatlichen Haushalte als Folge der notwendig gewordenen Rettungsaktio-
nen privater und staatlicher Banken in der globalen Finanzmarktkrise 
2007 ff. und verschärft durch ein völlig unzureichendes Krisenmanage-
ment insbesondere der deutschen Bundesregierung. 

In einer solchen Situation ist der weiche, Uckermarksche Populismus – 
man schreit nicht herum, man strebt nicht nach der Lufthoheit über deut-
schen Stammtischen, aber man hält sein Fähnchen im Winde und achtet 
ängstlich darauf, dass man sich nicht mit der Boulevardpresse anlegt – ein 
hoch riskanter Ratgeber. Statt von Anbeginn klarzumachen, dass die 
Europäische Union als ganze dafür einstehen wird, dass jeder Cent staatli-
cher Schulden jedes Mitgliedslandes zurückgezahlt wird, darf monatelang 
spekuliert werden, wer aus dem Euro-Raum ausscheidet und zu welchen 
Bedingungen, wobei ungeklärt bleibt, wie die fehlende Fiskalunion herge-
stellt werden soll.  
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Dass die Monnetsche Praxis europäischer Integration am Ende ist, zeigt 
sich aber auch an einem weniger offenkundigen Sachverhalt: Sowohl 
während der Krise der globalen Finanzmärkte und der durch diese Krise 
ausgelösten tiefsten wirtschaftlichen Rezession seit den 1930er-Jahren als 
auch in der aktuellen Refinanzierungskrise europäischer Staaten agierten 
allein die nationalen Regierungen und nicht die europäischen Institutionen. 
Die Nationalstaaten erwiesen sich dabei als handlungsfähiger, als in der 
politischen Öffentlichkeit und der politischen Ökonomie über Jahrzehnte 
hinweg angenommen worden war. Es ist dabei überaus deutlich geworden, 
dass die Nationalstaaten ein Handlungspotenzial haben, das sie gegen die 
Eigengesetzlichkeit ökonomischer Märkte erstaunlich wirksam zur Gel-
tung bringen können. Deutschland war dabei von allen westlichen Indust-
rienationen am erfolgreichsten, hat dafür allerdings auch ein besonders 
hohes Maß an zusätzlicher Verschuldung in Kauf genommen. Die Robust-
heit des deutschen Arbeitsmarktes wird im Ausland wie ein Mirakel be-
wundert, obwohl die Erklärung auf der Hand liegt. Drei Faktoren waren 
ausschlaggebend: die Arbeitsmarktreformen, mit deren Inkrafttreten im 
Januar 2005 eine Phase kontinuierlichen Rückgangs der Kurz- und der 
Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland beginnt, begleitet von einem deut-
lichen Zuwachs sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung, die Lohnab-
schlüsse der Tarifpartner und die Fiskal-, Konjunktur- und Arbeitsmarkt-
politik unter der Ägide der Minister Steinmeier, Steinbrück und Scholz in 
der Zeit der Großen Koalition. Dieses deutsche Arbeitsmarktwunder hat 
allerdings einen hohen – europäischen – Preis: Die niedrigen Lohnstück-
kosten in Deutschland haben den Außenhandelsüberschuss Deutschlands 
in dramatische Höhen getrieben, die nur von China übertroffen werden, 
was bei den Haupthandelspartnern Deutschlands zu Handelsbilanzdefizi-
ten führt, die innerhalb des Euro-Raums nicht mehr durch Abwertung der 
jeweiligen Währung ausgeglichen werden können. 

In dieser Situation gibt es nur zwei, in sich schlüssige Konzepte, die Kri-
se zu bewältigen: erstens die Rückkehr zu nationalen Währungen und das 
Ende des Euro-Raums. Dies wäre nicht zwangsläufig das Ende der europä-
ischen Integration, schließlich sind nur 17 von 27 EU-Mitgliedstaaten 
zugleich Mitglieder des Euro-Raums. Die Parole der Kanzlerin, »das Ende 
des Euro ist das Ende Europas«, ist ein gefährlicher ökonomistischer 
Irrtum. Europa ist natürlich weit mehr als eine gemeinsame, äußerst fragile 
Währung, die Gerhard Schröder 1998 zu Recht als »schwächliche Frühge-
burt« bezeichnet hatte. Die Rückkehr zu nationalen Währungen wäre 
jedoch entgegen verbreiteter Vermutungen ein besonderes Risiko gerade 
für Deutschland, das seine gegenwärtige Exportstärke bei einer massiven 
Aufwertung der nationalen Währung nicht aufrechterhalten könnte. Man-
che werden das begrüßen, weil damit die Handelsbilanzungleichgewichte 



Julian Nida-Rümelin 

 150

weltweit gemildert würden. Deutschland müsste sich auf die Stärkung der 
Binnennachfrage konzentrieren: steigende Löhne, steigende staatliche 
Nachfrage (bei anhaltend hoher Sparneigung der Deutschen durch höhere 
Steuern insbesondere aus Kapital und Vermögen finanziert) und zugleich 
zurückgehende internationale Konkurrenzfähigkeit. Für die Hochschulden-
länder mit geringem Wirtschaftswachstum des europäischen Südens wäre 
die Umstellung auf eigene Währungen eine Chance, nämlich ihre Schul-
denlast durch Abwertung zu mildern, aber auch eine Gefahr, wenn eine 
expansive Geldpolitik zu dramatischen Inflationsprozessen und damit zu 
dramatischer Verteuerung der Importe führen sollte. 

Eine Sicherung und sogar Vertiefung der europäischen Integration wäre 
jedoch auch bei diesem Szenario nicht ausgeschlossen. Es böte sich eine 
Nukleus-Strategie an: Diejenigen Länder, die sich zu einer Fiskal- und 
Wirtschaftsunion zusammenschlössen, könnten die Vorteile einer gemein-
samen Währung nutzen und würden je nach Erfolg weitere Länder moti-
vieren, den Beitritt anzustreben. Man könnte sich einen deutsch-
französischen Nukleus, bei gegenwärtiger Politik sogar ein »Weimarer 
Dreieck«, also Frankreich-Deutschland-Polen, als Nukleus vorstellen, dem 
sich dann andere bei Erfüllung der Kriterien und bei Bereitschaft, national-
staatliche Souveränität zugunsten einer gemeinsamen Fiskal- und Wirt-
schaftsunion aufzugeben, anschließen könnten. Der kontinuierliche Erwei-
terungsprozess seit den 1950er-Jahren zur Europäischen Union der 
Gegenwart würde im Abstand eines halben Jahrhunderts von einem zwei-
ten Integrationsprozess einer sich schrittweise entwickelnden Fiskal- und 
Wirtschaftsunion komplettiert werden. Das – sympathische – Ziel einer 
späteren Verschmelzung von Europäischer Union und Fiskalunion wird 
jedoch angesichts der politischen Kultur insbesondere Großbritanniens, 
auch der eines potenziellen Beitrittskandidaten Türkei unrealistisch blei-
ben. In der Logik dieser Konzeption liegt ein Europa der zwei oder auch 
drei Geschwindigkeiten: Der europäische Integrationsprozess wäre erst 
dann ausbalanciert, wenn der politischen und der Fiskalunion eine Sozial- 
und Bildungsunion folgte. 

Das zweite Szenario ist das, was gegenwärtig allzu halbherzig auf der 
Agenda zu stehen scheint: Der Euro-Raum wird aufrechterhalten, keines 
der Mitgliedsländer scheidet aus der gemeinsamen Währung aus, aber es 
wird das nachgeliefert, was Voraussetzung einer stabilen Gemeinschafts-
währung hätte sein sollen: eine institutionell gesicherte Fiskal- und Wirt-
schaftsunion. Ohne die institutionelle Verpflichtung, für Staatsanleihen 
aller Mitgliedstaaten der gemeinsamen Währung gemeinsam aufzukom-
men, wird sich ein solches Gebilde jedoch nicht halten lassen. Diese Garan-
tie, ob in Gestalt von Euro-Bonds oder EZB-Anleihen, müsste mit einer 
verlässlichen Kontrolle nationaler Haushalte verbunden sein, ohne eine 
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weitere Preisgabe nationalstaatlicher Souveränität ist dieser Weg nicht 
gangbar. In Gestalt zwischenstaatlicher Verhandlungen unter 17 Mit-
gliedsländern, die jeweils eine Veto-Position haben, ist eine Fiskalunion 
nicht realisierbar. Die Refinanzierungskosten der heute von der Krise 
betroffenen Mitgliedsländer würden drastisch sinken, die Deutschlands 
jedoch moderat ansteigen. Wie das japanische Beispiel zeigt, ist nicht so 
sehr das Ausmaß der Gesamtverschuldung ausschlaggebend (die japani-
sche Staatsverschuldung liegt bei über 200 Prozent), sondern die glaub-
würdige Garantie verlässlicher Rückzahlungen. 

Europa steht am Scheideweg. An die Stelle der Hoffnung auf den 
Selbstläufer europäischer Integration müssen sich die beteiligten Länder 
nun sowohl auf ein Ziel des europäischen Einigungsprozesses 
(Finalisierung) als auch auf den institutionellen Modus europäischer Poli-
tik verständigen. Das Europäische Parlament beziehungsweise sein Pen-
dant (etwa in Gestalt eines Parlamentsausschusses) der Fiskalunion und 
eines Tages der Sozial- und Bildungsunion muss zu einer echten Legislati-
ve, zu einer Instanz europäischer Gesetzgebung aufgewertet werden. Die 
Europäische Kommission, beziehungsweise sein Pendant in der Fiskal- und 
Wirtschaftsunion, muss zu einer europäischen Regierung, kontrolliert von 
der jeweiligen Legislative, aufgewertet werden. Die Nationalstaaten hätten 
ihre Repräsentanten einer zweiten Kammer analog zum Deutschen Bun-
desrat. Die Gesetzgebung könnte sich am föderalen Modell zweier Kam-
mern, wie sie weltweit in föderal organisierten Staaten praktiziert wird, 
orientieren. Europa würde mehrstufig, mit unterschiedlicher Tiefe der 
Integration auf den verschiedenen Stufen, und demokratisch werden – in 
Gestalt genuiner europäischer, gesetzgebender Parlamente und einer Kon-
trolle der europäischen Exekutive durch Parlamentarier. Am Beginn dieses 
Prozesses stünde idealiter ein Entscheid des europäischen Demos über die 
Prinzipien (über die Verfasstheit eines solchen Integrationsprozesses), ein 
Entscheid des gesamten europäischen Volkes über die Form europäischer 
Politik. Ein solcher legitimationsstiftender Akt würde der schleichenden 
Erosion europäischer Institutionen ein Ende setzen. Eine derart radikale 
Abkehr von der Monnetschen Salamitaktik ist nicht ohne Risiko, aber es 
ist meines Erachtens der aktuellen Dauerkrise europäischer Integration 
vorzuziehen.

             
1  Zuerst erschienen in: Die Zeit, Nr. 5, vom 30. Januar 2012  




